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Debatte über NÖ Landesbudget 2010
Ausgaben 7,329 Mrd. Euro – Einnahmen 6,783 Mrd. Euro

Der Landtag von Niederösterreich trat heute um 10 Uhr unter dem Vorsitz von Präsident

Ing. Hans Penz zur Beratung des Landesvoranschlages 2010 zusammen.

Abgeordneter Helmut   D o p p l e r   (VP) referierte zum Voranschlag des Landes Nie-

derösterreich für das Jahr 2010. Der Haushalt sieht Ausgaben von 7,329 Milliarden

Euro bzw. eine Steigerung von 4,3 Prozent vor. Die Einnahmen sind mit 6,783 Milliarden

Euro bzw. einer Steigerung von 0,5 Prozent veranschlagt. Daraus resultiert ein Brutto-

Abgang von 546 Millionen Euro. Der Netto-Abgang beläuft sich im Voranschlagsjahr

2010 auf 495 Millionen Euro. Nach Maastricht-Kriterien beträgt das Minus von 153 Millio-

nen Euro.

Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Wolfgang   S o b o t k a   (VP) wies zu Beginn sei-

ner Budgetrede darauf hin, dass zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg die Wirt-

schaft rund um den Erdball schrumpfe. Auch die Österreichische Nationalbank habe ihre

Prognosen gesenkt. In Niederösterreich habe man ein sehr breites Spektrum an Betrie-

ben und das gebe die nötige Balance. Die Zahl der Arbeitslosen sei im Mai um 6 Prozent

niedriger als im April gewesen und die thermische Sanierung habe einen Boom ausge-

löst. Niederösterreich nehme die erste Position bei Kaufkraft, Produktivität und Netto-



Einkommen ein. Diese Zahlen seien kein Zufall, sondern von den fleißigen und mutigen

Niederösterreichern gemeinsam erarbeitet.

In turbulenten Zeiten brauche es außer Mut und Beständigkeit auch einen klaren Blick

nach vorne. In Niederösterreich stehe man nicht das erste Mal vor einer schwierigen Si-

tuation. Landeshauptmann Pröll habe das Ziel vorgegeben, Top-ten-Region zu werden

und gleichzeitig eine soziale Modellregion zu entwickeln. Diese Vorgaben würden auch

das Budget 2010 prägen. Auch die vier Konjunkturpakete des Landes würden darauf

aufbauen. Das erste Paket unterstütze die Klein- und Mittelbetriebe, das zweite die Ar-

beitnehmer, das dritte Paket bringe Konjunkturmillionen für Bahnhofsoffensive, Straße

und Schiene, das vierte Hilfe für Lehrlinge und Impulse für die Bauwirtschaft. Außerdem

werde man weiter in Bildung, Wissenschaft und Forschung investieren. Die Förderung

des Wissenschaftsstandortes, des Wohnbaues, der Kinderbetreuung und die Aufsto-

ckung des NÖ Klimafonds bezeichnete Sobotka als „nachhaltige Politik, die sich auch in

Zukunft bezahlt machen werde“. Man investiere dort, wo das Geld nachhaltig wirke.

Ein strikter Budgetvollzug sei das Gebot der Stunde. Trotz eines schwierigen Umfeldes

werde man alles daran setzen, das Budget 2010 punktgenau einzuhalten. Die Veranla-

gungen seien ein zentraler Punkt der Finanzpolitik und man habe ein gut strukturiertes

Portfolio, betonte er. Ohne Erträge aus den Veranlagungen hätte man viele Initiativen

nicht setzen können.

Die Generallinie des Budgets 2010 heiße „Nachhaltigkeit und soziale Modellregion“. Als

Schwerpunkte nannte er die Bereiche Arbeitsmarkt und Wirtschaftsförderung, Bildung,

Gesundheit und Soziales sowie Wissenschaft und Forschung. Im Bereich Arbeitsmarkt

und Wirtschaft würden die vier Konjunkturpakete einen wichtigen Schwerpunkt bilden.

Ein wichtiges Signal sei es auch, in Zeiten wie diesen in die Bildung zu investieren. Ein

Schwerpunkt im Haushaltsvoranschlag des Landes Niederösterreich für das Jahr 2010

liege auch im Bereich der Bildung. Auch in den Bereichen Gesundheit und Soziales sei-



en die Ausgaben auf fast 50 Prozent des Gesamtbudgets gestiegen. Dies sei auf die

Übernahme der Gemeindekrankenhäuser durch das Land Niederösterreich, die Investiti-

onen in die Landeskliniken und auf die Tatsache zurückzuführen, dass bei der Qualität

des Gesundheitswesens keine Abstriche in Kauf genommen wurden.

Ein besonderes Qualitätsmerkmal in Niederösterreich sei auch das ISTA in Klosterneu-

burg, wo unter dem Motto „Wo geforscht wird, ist die Zukunft zu Hause“ gearbeitet wird.

Auch die erneuerbare Energie solle durch die Forschung in Niederösterreich weiter aus-

gebaut werden. Letztlich sei die Energiefrage eine Zukunftsfrage, wo das Land Niederös-

terreich mit der Sanierungsoffensive für Eigenheime den Förderungen für die Solartech-

nik und den Heizkesseltausch viele Anstrengungen unternommen habe.

Abschließend meinte Sobotka, das Budget setze viele nachhaltige Maßnahmen, werde

das Land aber auch in Zukunft fordern, selbst wenn die wirtschaftliche Entwicklung wie-

der besser werde. Niederösterreich sei bei der Entwicklung der Ertragsanteile für den

Landeshaushalt von der Bundesentwicklung abhängig.



Generaldebatte

Klubobfrau Dr. Madeleine   P e t r o v i c   (G) meinte, die Budgetdebatte sei nicht nur

dafür da, die einzelnen Budgetpositionen genauer zu betrachten, sondern auch den ge-

samten Rahmen zu diskutieren. Im Bereich des Haushaltsvoranschlages gebe es viele

offene Fragen, die unter anderem auch die Veranlagungen des Landes, aber auch die

Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf Niederösterreich betreffen. Deshalb müssten vor

allem auch die Strukturen in der politischen Landschaft stimmen, vor allem dann, wenn in

schwierigeren Zeiten schnell korrigiert bzw. gegengesteuert werden müsse. In Niederös-

terreich sei für den Klimaschutz und für die soziale Gerechtigkeit bereits vieles verwirk-

licht worden. Es stelle sich nun in Zeiten wie diesen die Frage, ob dies ausreichend sei.

Beispielsweise seien die Förderungen für die erneuerbaren Energien in Anbetracht der

Energiepreisentwicklung nicht adäquat veranschlagt. Noch immer seien auch beim

Bahnverkehr die Verkehrswege nach Mittel- und Osteuropa lückenhaft. Weiters müssten

die Nebenbahnen weiter attraktiviert werden und langfristig die gleiche Qualität für die

Kunden wie die Hauptstrecken erreichen. Weiters forderte Petrovic eine moderne Form

des Verfassungsaufbaues in Niederösterreich, um die Proporzregierung zu ändern. So

könne die SP auf der einen Seite in der Regierung wenig umsetzen und auf der anderen

Seite ihre Aufgabe als Oppositionspartei nicht wahrnehmen. Daher seien in Zukunft klare

Verhältnisse in der Landesregierung notwendig, damit Regierung und Opposition rascher

entscheiden können. So hätten beispielsweise die Grünen in der Vergangenheit 25 Pro-

zent ihrer Resolutionsanträge im Landtag durchgebracht. Bei der SP hätten nur 9 Pro-

zent der Anträge eine Mehrheit im Landtag gefunden.

Klubobmann Gottfried   W a l d h ä u s l   (FP) meinte, dass Landesbudget richte sich

„gegen die eigenen Landsleute“ und werde daher von der FP nicht unterstützt. Wichtig

sei, einen Neubeginn zu starten und alle Positionen im Haushaltsvoranschlag zu hinter-



fragen. Beim aktuellen Budget sei mehr Geld für die Verwaltung und für die Repräsenta-

tion veranschlagt. Weiters würde zuviel Geld für die Kultur ausgegeben, hingegen fehlen

die Mittel bei der Arbeitsplatzsicherung. Auch die Katastrophenhilfe sei von 2 Millionen

Euro auf 120.000 Euro gekürzt worden. Eine Abwanderung im Grenzgebiet sei nur mit

neuen Arbeitsplätzen in den ländlichen Regionen zu stoppen. Bisher hätte es keine Ant-

worten in Bezug auf die Wohnbaugelder gegeben. Damit werde zur Verunsicherung der

Menschen beigetragen.

Klubobmann Helmut   C e r w e n k a   (SP) stellte klar, die SP sei sich ihrer Verantwor-

tung sehr wohl bewusst. Per Ende Mai seien in Niederösterreich rund 50.000 Menschen

ohne Beschäftigung gewesen. Das Arbeitsmarktbudget sei einer der Hauptgründe, dass

die SP dem Budget in vielen Bereichen nicht zustimmen werde.

Die soziale Modellregion sei „nur ein Schlagwort mit vielen offenen Baustellen“. Die Stei-

gerung beim Kulturbudget sei unverständlich, in Zeiten wie diesen müsste es andere Pri-

oritäten geben. Beim Arbeitnehmerfonds, bei den Wohnbaudarlehen, Zuschüssen, Nah-

verkehrskonzepten etc. handle es sich um keine realen Budgetansätze. Bei den Werbe-

etats und bei der Landes-Landwirtschaftskammer werde überhaupt nicht gespart.

In Summe gebe es sehr viele „Schieflagen, die einer Korrektur bedürften“. Die VP ver-

weigere aber jede Kooperation und Zusammenarbeit. Die SP wolle eine ernsthafte De-

batte.

Klubobmann Mag. Klaus   S c h n e e b e r g e r   (VP) betonte, es werde alles unter-

nommen, den Wirtschaftsstandort trotz schwieriger gewordener Bedingungen weiter zu

entwickeln und den Weg zur sozialen Modellregion weiterzugehen. In Niederösterreich

werde niemand alleine gelassen.

Niederösterreich sei das einzige Bundesland, das seit 2005 jährlich ein besseres Wirt-

schaftswachstum als der Bund zu verzeichnen habe. Bei einem Abgang von 500 Millio-

nen Euro müssten so manche berechtigte Forderungen hintangestellt werden. Das



Budget orientiere sich am Machbaren und an den Herausforderungen von Gegenwart

und Zukunft.

Die Grünen seien von den Wählern mit der Oppositionsrolle betraut worden. Die derzeiti-

gen Repräsentanten der SP NÖ ignorierten klar den Wählerwillen. In früheren Jahren

und Jahrzehnten sei immer die Landes- wichtiger als die Parteipolitik gewesen. Dieses

Erbe sei in Gefahr. Schneeberger  forderte Landeshauptmann-Stellvertreter Leitner auf,

die angekündigten strafrechtlichen Schritte gegen Landeshauptmann-Stellvertreter

Sobotka auch tatsächlich durchzuführen. Im Land würde Streitpolitik nicht honoriert, man

brauche ein gemeinsames Miteinander und müsse als Niederösterreich Flagge zeigen.

Der Voranschlag sei auch ein Bekenntnis zu den niederösterreichischen Gemeinden,

und das Budget garantiere, dass hierzulande niemand allein gelassen werde und auch

die jetzige schwierige Wirtschaftssituation gemeistert werde. Er meinte in Bezug auf die

NÖ Bauordnung, bei Gartenparzellen sollten in Zukunft auch Gartenhütten mit einer

Grundfläche von mehr als 6 Quadratmetern errichtet werden dürfen. Weiters sei der öf-

fentliche Wohnbau derzeit nicht in der Lage, für die seit der letzten Volkszählung um 13

Prozent gestiegene Bevölkerungszahl einen erschwinglichen Wohnraum anzubieten. Die

Baurechtsaktion des Landes ermögliche jungen Familien die kostengünstige Schaffung

eines Eigenheimes, da der Grundankauf wegfalle, wobei nach derzeitigen Richtlinien nur

Grundstücke in Abwanderungsgemeinden angekauft werden dürfen. In diesem Zusam-

menhang brachten er und Abgeordneter Waldhäusel einen Resolutionsantrag ein, wo

die Landesregierung aufgefordert wird, die Richtlinien der NÖ Baurechtsaktion derart ab-

zuändern, dass nicht nur Abwanderungsgemeinden von der Baurechtsaktion profitieren,

sondern in Anbetracht der Bevölkerungsprognosen die NÖ Baurechtsaktion auch auf an-

dere Gemeinden ausgeweitet wird. Weiters brachte er auch einen Resolutionsantrag

betreffend Änderung der NÖ Bautechnikverordnung ein. Darin wird die Landesregierung

aufgefordert, in der NÖ Bautechnikverordnung zu verordnen, dass bei Stellplatzanlagen



von mindestens 5 Kfz-Stellplätzen zumindest ein Stellplatz eine Mindestbreite von 3,5

Metern aufweisen muss.

Abgeordneter Karl   M o s e r   (VP)  erklärte, Niederösterreich sei vom Konjunkturtief auf

Grund der weltweiten Vernetzung betroffen. Niederösterreich liege aber bei Wirtschafts-

wachstum, Jahresnettoeinkommen, Produktivität und Attraktivität des Wirtschaftsstandor-

tes auf Platz Nummer Eins in ganz Österreich. An diesen Fakten sehe man, wie gut das

Land trotz vieler Nachteile wie Besatzungszeit und Eiserner Vorhang die Herausforde-

rungen der letzten Jahre genutzt und einen Vorsprung herausgearbeitet habe. Schwer-

punkte seien dabei die Finanzierung von Hochwasserprojekten in den Gemeinden, aber

auch die Übernahme der Spitäler der Gemeinden durch das Land Niederösterreich. Zu-

dem habe Niederösterreich die vier Konjunkturpakete des Landes schnell und punktge-

nau verabschiedet, um die Kaufkraft der Bevölkerung zu stärken, um Arbeitsplätze zu

erhalten und die Wirtschaft zu stützen.

Abgeordneter Gerhard   R a z b o r c a n   (SP) betonte, Niederösterreich habe bei den

EU-Förderungen seine Hausaufgaben sehr gut gemacht. Jeder Euro, den Niederöster-

reich nach Brüssel zahle, komme dreifach zurück. Viele Projekte seien zur Förderung der

Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Wirtschaft und Landwirtschaft erfolgreich umge-

setzt worden. Deshalb sei die geringe Wahlbeteiligung bei der Wahl zum Europäischen

Parlament besonders bedenklich. Daher müsse man den Menschen die positive Entwick-

lung der Europäischen Union in Zukunft besser näher bringen.

Abgeordneter Mag. Karl   W i l f i n g   (VP)  sagte, das Land habe bei der Übernahme

der Gemeindespitäler budgetwirksame Maßnahmen für die Kommunen gesetzt. Mittler-

weile würden über 27 Prozent des Budgets in die Gesundheitsvorsorge und Gesund-

heitsprävention fließen. Damit sei es gelungen, unserer Bevölkerung eine Gesundheits-

versorgung auf hohem Niveau zu sichern.



Abgeordnete Mag. Karin   R e n n e r   (SP) bedauerte die geringe Wahlbeteiligung bei

der Wahl zum Europäischen Parlament. In Zukunft müsse man den Menschen das Frie-

densprojekt der Europäischen Union mit speziellen Veranstaltungen und Themen vermit-

teln.

Abgeordneter Ing. Johann   H o f b a u e r   (VP) lobte das LEADER-Programm der EU,

das im Jahr 1991 gestartet wurde. Mittlerweile hätten sich in Niederösterreich 18 LEA-

DER-Regionen etabliert. Schwerpunkte seien dabei Projekte für den Tourismus, die Öf-

fentlichkeitsarbeit oder die Verarbeitung und Vermarktung von landwirtschaftlichen Pro-

dukten.

Abgeordneter Benno   S u l z b e r g e r   (FP) beschäftigte sich mit der Ökosozialen

Marktwirtschaft und dem Neoliberalismus in Europa. Angesichts der fortlaufenden Haus-

haltsüberwachung der Gemeinden einerseits und dem Landesbudget andererseits

sprach er von zweierlei Maß.

Abgeordneter Rupert   D w o r a k   (SP) sprach zu den Gemeindefinanzen. Die NÖ Ge-

meinden seien derzeit noch der wirtschaftliche Motor des Landes. Dieser Motor sei aber

„ordentlich ins Stottern geraten“. Erst 2012 würden sich die Ertragsanteile auf dem Ni-

veau von 2008 stabilisieren. Die Gemeinden würden sich zu den Kosten der Kindergar-

ten- und Pflegeheimoffensive bekennen, hätten aber Angst, kein ausgeglichenes Budget

für 2010 zustande zu bringen, und bräuchten eine rasche Auszahlung der Bedarfszuwei-

sungen.

Abgeordnete Heidemaria   O n o d i   (SP) bezog sich auf den Tierschutz: Die Viertel-

stierheime seien ein gutes Konzept. 60 Prozent der Hunde und Katzen bzw. 70 Prozent

der Kleintiere würden auch vermittelt. Dass die Tierschutzombudsfrau keine Einspruchs-

möglichkeit gegen Strafverfügungen habe, sei zu ändern.

Abgeordneter Ing. Manfred   S c h u l z   (VP) meinte, in den fünf Jahren seit der EU-

Erweiterung seien vier Milliarden Euro in die Infrastruktur investiert worden. In den kom-



menden Jahren würden weitere vier Milliarden Euro in Schiene und Straße investiert.

Niederösterreich habe auch im Bereich der Internationalisierung der Wirtschaft, der Be-

triebsansiedlungen etc. die neue europäische Perspektive hervorragend genutzt und sich

einen Vorsprung erarbeitet.

Abgeordneter Emil   S c h a b l   (SP) meldete sich zum Konsumentenschutz zu Wort:

Niederösterreich habe sowohl im Bereich der Produzenten als auch der Konsumenten

Maßstäbe gesetzt, etwa bei der Qualität des Trinkwassers oder des Ab-Hof-Verkaufs.

Konsumentenschutz betreffe alle, sei ein Qualitätsstandard für eine Region und in Nie-

derösterreich politischer Konsens.

Abgeordneter Jürgen   M a i e r   (VP) sagte, die EU-Regionalpolitik habe in Niederöster-

reich einen starken Akzent auf die ländlichen Regionen gesetzt. Man müsse danach

trachten, in diesen Gebieten auch ab 2014 über Mittel aus dem Strukturfonds verfügen

zu können. In Einrichtungen wie dem Kleinprojekte-Fonds werde zum Teil zu bürokra-

tisch vorgegangen.

Abgeordnete Heidemaria   O n o d i   (SP) zitierte eine Umfrage des Städtebunds, die

erbracht hatte, welche Bereiche der Bevölkerung speziell am Herzen liegen. Im Ranking

vorne dabei waren etwa die Daseinsvorsorge oder auch die Sicherheit sowie der

Wunsch, dass im öffentlichen Interesse liegende Leistungen nicht in private Hände ge-

geben werden sollen. Weiters ging Onodi auf das aktuelle „Zukunftsprojekt“ der Landes-

hauptstadt St. Pölten ein. Positiv erwähnte sie die gute Zusammenarbeit zwischen Land

und Landeshauptstadt, die sich etwa am Bau des Stadions oder an der Anbindung Land-

hausviertel-Kulturbezirk zeige. Für die Zukunft gebe es zwischen diesen beiden Partnern

Gespräche hinsichtlich einer eigenen Universität oder auch einer gemeinsamen Barock-

ausstellung.

Abgeordneter Dr. Martin   M i c h a l i t s c h   (VP) ging auf die Steigerung der Anzahl der

Landesbediensteten ein und sprach hiebei von einer „riesigen Zunahme“. Dabei seien



die meisten Steigerungen im Bereich der Kindergärten, Heime und Landeskliniken zu

finden. 50 Prozent des Budgets würden in den Sozialbereich fließen, drei Viertel der

Landesbediensteten würden für die soziale Modellregion NÖ arbeiten. Der wirtschaftliche

Erfolg des Landes sei auch auf die Verwaltung zurückzuführen, wobei letztere bürgernah

und kosteneffizient bleiben solle. Hinsichtlich der Schulreform meinte Michalitsch, dass

eine solche nötig sei, und sprach von „gelebtem Föderalismus“.

Abgeordnete Dr. Helga   K r i s m e r - H u b e r   (G) bezeichnete den Abänderungsan-

trag der FP als „reinen Populismus“, zum Resolutionsantrag von Waldhäusl und Jahr-

mann hielt sie ebenso fest, dass es hier eine Ablehnung von seiten der Grünen gebe. Im

Zusammenhang mit der angesprochenen Bautechnikverordnung bzw. dem entsprechen-

den Antrag betonte sie die Notwendigkeit der Schaffung überdachter Fahrradabstellplät-

ze.

Der Abänderungsantrag der Abgeordneten Waldhäusl, Königsberger, u. a. (Reduzierung

Ausgaben bei Verwaltung und Repräsentation) wurde abgelehnt. Die Abstimmung zur

Gruppe 0 erfolgte getrennt.

Abgeordnete Dr. Helga   K r i s m e r - H u b e r   (G) meldete sich zur Geschäftsordnung.

Der Resolutionsantrag der Grünen (Beschäftigung von Asylwerbern), der Resolutionsan-

trag des Abgeordneten Jahrmann (Änderung NÖ Bautechnikverordnung) sowie der Re-

solutionsantrag der Abgeordneten Jahrmann und Waldhäusl (Ausweitung der Baurechts-

aktion) wurden abgelehnt.

Gruppe 1
Öffentliche Ordnung und Sicherheit

In der Gruppe 1 sind Ausgaben von 28,15 Millionen Euro und Einnahmen von

5,13 Millionen Euro vorgesehen.



Abgeordnete Dr. Helga   K r i s m e r - H u b e r   (G) meinte, dass die Frage der Energie-

sicherheit die Menschen sehr beschäftige. Zudem hielt sie fest, dass eine Aufstockung

des Exekutivpersonals von Nöten sei, was sich vor allem im urbanen Raum – beispiels-

weise in Baden oder St. Pölten – zeige.

Abgeordneter Erich   K ö n i g s b e r g e r (FP) kritisierte, dass im aktuellen Voranschlag

ausgerechnet beim Feuerwehrwesen, beim Katastrophenschutz und dergleichen der

Sparstift angesetzt werde, beim Feuerwehrwesen etwa werde um eine Million Euro weni-

ger veranschlagt als 2009. Von diesen Maßnahmen sei die gesamte niederösterreichi-

sche Bevölkerung betroffen. Gleichzeitig stehe gerade die Feuerwehr vor immer größe-

ren Anforderungen. Weiters sprach er von Steigerungen bei Einbrüchen und Straftaten.

Angesichts dieses „Kriminalkollapses“ seien – vor allem an den Grenzen – Kontrollen

wichtig.

Abgeordneter Erich   K ö n i g s b e r g e r   (FP) erklärte, laut der Kriminalstatistik eska-

liere der Anstieg der Kriminalität im gesamten Bundesgebiet, vor allem aber in Niederös-

terreich. Daher sei es notwendig, neben dem Einsatz des Bundesheeres auch Grenzkon-

trollen durchzuführen. In diesem Zusammenhang brachte er mit seinen Fraktionskollegen

einen Resolutionsantrag betreffend sofortige Wiedereinführung von Kontrollen an Ös-

terreichs Grenzen ein. Darin wird die Landesregierung aufgefordert, bei der Bundesregie-

rung vorstellig zu werden und die sofortige Wiedereinführung der nationalen Grenzkon-

trollen durch die Exekutive mit der Verlängerung des Assistenzeinsatzes österreichi-

schen Bundesheeres einzufordern und sicherzustellen.

Abgeordneter Hermann   F i n d e i s   (SP) sagte, in den letzten Jahren habe sich bei der

Sicherheit wenig zum Besseren verändert. Nur Alarmanlagen im Zuge der Aktion „Siche-

res Wohnen“ vom Land Niederösterreich zu fördern, sei zu wenig. Die Sicherheit sei eine

zentrale Aufgabe des Staates, und es müsse alles gemacht werden, um das Sicherheits-

gefühl der Bevölkerung zu steigern. So seien beispielsweise die Arbeitsbedingungen der



Polizei schlecht, es fehle an einer optimalen Ausrüstung und der Bürokratieaufwand

nehme überhand. In diesem Zusammenhang brachte er gemeinsam mit den Abgeordne-

ten Königsberger und Dr. Krismer-Huber einen Resolutionsantrag betreffend Verbesse-

rung der Rahmenbedingungen für die Exekutive in Niederösterreich ein. Darin wird die

Landesregierung aufgefordert, die Bundesregierung zu drängen, eine rasche Verbesse-

rung der Personalsituation im Bereich der Polizei, eine Erhöhung der Überstundenkon-

tingente sowie eine Verbesserung der technischen Ausstattung umzusetzen.

Abgeordneter Mag. Gerhard   K a r n e r   (VP) dankte den Blaulichtorganisationen, den

Polizisten sowie den Männern und Frauen des Bundesheeres für ihren Einsatz für die

Bevölkerung. Trotzdem sei in den letzten Wochen durch die Ereignisse in Pachfurth eine

Diskussion über die Sicherheit ausgelöst worden. Bei der schwierigen Arbeit müsse man

der Exekutive die besten Rahmenbedingungen bieten, da sich auch die Herausforderun-

gen für die Polizei laufend ändern. Die Kriminalstatistik, die sich im Jahr 2008 verbessert

habe, sei ein „Sicherheitsmonitor“ und ein wichtiges Instrument, um bei der Kriminalitäts-

bekämpfung neue Schwerpunkte zu setzen und Maßnahmen durchzuführen. So würden

400 Polizeikräfte in den nächsten Monaten für den Grenzraum zur Bekämpfung der Ein-

bruchskriminalität bereitgestellt werden. Auch ein Flexi-Pool werde eingerichtet, um Ka-

renzierungen bei Polizistinnen auszugleichen und unterbesetzte Polizeiposten aufzusto-

cken. Weitere Maßnahmen seien der Ausbau der DNA-Analysen, die grenzüberschrei-

tende Zusammenarbeit, der Ausbau der Funknetze sowie die Schaffung von Kontrollplät-

zen für die Prüfzüge des Landes. Andere Schwerpunkte seien die Organisationsstärkung

durch die vollzogene  Übersiedlung des Landeskriminalamtes nach St. Pölten, die Au-

ßenstelle des Landeskriminalamtes in Mödling und die Antikorruptionsstelle in Laxen-

burg. Zusätzlich werde ein schärferes Asylgesetz immer notwendiger, da Kriminelle nicht

zu Asylwerbern werden dürfen.



Klubobmann Helmut   C e r w e n k a   (SP) meinte, die Erfolge im Feuerwehrwesen sei-

en in Niederösterreich durch einen Mix aus Freiwilligkeit und Professionalität möglich.

Weiters forderte er, die Parteipolitik aus dem Feuerwehrwesen herauszuhalten.

Klubobmann Gottfried   W a l d h ä u s l   (FP) meinte, in Niederösterreich sei die not-

wendige Sicherheit für die Bevölkerung nicht mehr gegeben. Weiters sprach er sich für

den Assistenzeinsatz des Bundesheeres an der Grenze mit Verknüpfung von Grenzkon-

trollen aus. Beim Ersetzen der Impfkosten für Feuerwehrleute könnte das Land Niederös-

terreich durchaus gegenüber dem Bund in Vorlage treten. Ein Resolutionsantrag seiner

Fraktion  fordert einen Stopp der Mittelkürzungen sowie einen Blaulichtzukunftsvertrag.

Abgeordneter Helmut   D o p p l e r   (VP) sagte, die rund 17.000 Vereine und Freiwilli-

genorganisationen in Niederösterreich leisteten einen wesentlichen Beitrag zur Landes-

entwicklung und zur Lebensqualität. Das Land Niederösterreich wisse das sehr zu schät-

zen und leiste überdurchschnittlich viel für das Freiwilligenwesen. Der Voranschlag 2010

biete eine gute Grundlage, auch in Zukunft eine flächendeckende Versorgung anbieten

zu können.

Abgeordneter Franz   G a r t n e r   (SP) sprach zur Asylfrage. In Traiskirchen explodiere

die Zahl der Asylsuchenden seit Beginn des Jahres wieder. Die Verschärfung des Asyl-

gesetzes müsse bereits mit 1. Oktober in Kraft treten. Ein Asylverfahren dürfe maximal 6

Monate bzw. inklusive Berufung ein Jahr lang dauern.

Abgeordneter Franz   G r a n d l   (VP) erinnerte an die polizeiliche Entwicklung in Nie-

derösterreich seit den neunziger Jahren. Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit

Tschechien und der Slowakei sei dabei sehr wichtig. Ein effizientes Einschreiten sei aber

auch in Ballungsräumen und entlang der Hauptverkehrsrouten unerlässlich. Es sei wich-

tig, die Fakten der Kriminalstatistik zu sehen und nicht in das allgemeine „Sicherheitsde-

fizitgeheul“ einzustimmen.



Abgeordneter Hermann   H a u e r   (VP) betonte, Sicherheit habe in Niederösterreich

oberste Priorität. Auch die Aktionen zu Prävention und Eigenvorsorge seien durchaus

erfolgreich. Statt ständig mit den Ängsten der Bevölkerung zu operieren, sollte man hier

einen gemeinsamen Weg gehen. Beim Zivilschutz werde im Bereich der Kinder und Ju-

gendlichen „Gewaltiges“ geleistet.

Dritter Präsident des NÖ Landtages Alfredo   R o s e n m a i e r   (SP) bezog sich auf die

Wichtigkeit des Bundesheeres für die Regionen, das zeige sich etwa bei den Katastro-

pheneinsätzen oder der Präsenz im Hinterland der Grenzen. Die Auslandseinsätze seien

„eine tolle Visitenkarte des Landes“. Nicht zuletzt sei das Bundesheer auch ein nicht  un-

beträchtlicher Wirtschaftsfaktor für die Regionen.

Abgeordneter Mag. Alfred   R i e d l   (VP) meinte, das Freiwilligenwesen sei eine we-

sentliche Stütze der Gemeinschaft. Das dürfe man nicht krankjammern. Mehr als 50 Pro-

zent der Menschen in Niederösterreich seien in Vereinen organisiert und leisteten mehr

als 50 Millionen Arbeitsstunden. Das entspreche 30.000 Vollarbeitsplätzen. Abschließend

meinte er, dass man den Resolutionsanträgen nicht zustimmen werde und brachte ge-

meinsam mit den Abgeordneten Dr. Krismer-Huber und Cerwenka einen Antrag betref-

fend Verbesserung der Rahmenbedingungen für Einsätze der Blaulichtorganisationen

ein.

Abgeordneter Josef E d l i n g e r   (VP) meinte, es gebe eine „einhellige Meinung zur

Wichtigkeit des Feuerwehrwesens“. Das Land Niederösterreich würde die Feuerwehren

in vielfacher Weise unterstützen. So gebe es Förderungen für Fahrzeuge, Bedarfszuwei-

sungen etwa für den Bau von Feuerwehrhäusern oder auch die neue Landesfeuerwehr-

schule in Tulln. Die Feuerwehren würden einen unschätzbaren Beitrag zum Sicherheits-

gefühl der Bevölkerung leisten.

Klubobmann Gottfried   W a l d h ä u s l   (FP) gab bekannt, dem Antrag der Abgeordne-

ten Riedl, Krismer-Huber und Cerwenka beitreten zu wollen.



Die Gruppe 1 wurde einstimmig angenommen.

Die Resolutionsanträge der Abgeordneten Königsberger, Waldhäusl u. a. (Wiedereinfüh-

rung von Kontrollen an den Grenzen), Findeis, Königsberger und Krismer-Huber  (Ver-

besserung Rahmenbedingungen für die Exekutive) und Waldhäusl, Königsberger u. a.

(Zukunftsvertrag Blaulichtorganisationen) wurden abgelehnt, der Antrag der Abgeordne-

ten Riedl, Krismer-Huber, Cerwenka und Waldhäusl (Rahmenbedingungen für Blaulicht-

organisationen) wurde einstimmig angenommen.



Gruppe 2
Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft

In der Gruppe 2 stehen Ausgaben von 1.253,37 Millionen Euro Einnahmen von 956,12

Millionen Euro gegenüber.

Abgeordneter Emmerich   W e i d e r b a u e r   (G) betonte, dass die Budgeterhöhung

um rund 55 Millionen Euro nicht mit einer Erhöhung des Stellenwerts der Bildung in Nie-

derösterreich gleichzusetzen sei. Dies begründete er damit, dass von besagten 55 Millio-

nen Euro 14 für die Pensionen bzw. Bezüge der LandeslehrerInnen aufgewendet und 21

Millionen Euro in die Kindergärten fließen würden. Weiters kritisierte er in diesem Zu-

sammenhang die Senkung der Klassenschülerhöchstzahl als „Wahlzuckerl“ und betonte,

dass das NÖ Bildungssystem mehr LogopädInnen, mehr SchulpsychologInnen und eine

erhöhte Motivation für die PflichtschullehrerInnen benötige. Worte der Kritik fand er

ebenso für die bildungspolitische Diskussion der vergangenen Monate auf Bundesebene;

es sei keine Bildungsreform in Sicht. Gemeinsam mit seinen Fraktionskolleginnen brach-

te er einen Resolutionsantrag betreffend „Gleiche Förderung für Privatschulen, die

SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf unterrichten“ ein. Im Zusammen-

hang mit den Kindergärten betonte Weiderbauer, dass es positiv sei, dass die Kindergär-

ten vormittags gratis seien und dass sich die PädagogInnen um den Schritt zur Bildungs-

einrichtung bemühen. In Gruppen mit rund 20 Kindern sei der Bildungsauftrag allerdings

in Frage gestellt. Zudem werde häufig vergessen, dem Personal die entsprechenden

Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Gemeinsam mit seinen Fraktionskolleginnen

brachte er einen weiteren Resolutionsantrag betreffend „Mehr Ausbildungsplätze für

KindergartenbetreuerInnen und Unterstützung der Gemeinden“ ein. Zum Thema Sport

hielt er fest, dass es an Dopingprävention fehle. Abschließend erklärte er dem FP-Antrag

eine Absage, den SP-Anträgen eine Zusage.



Abgeordneter Ing. Martin   H u b e r   (FP) betonte, dass im neuen Budget mehr Geld für

Kultur, Verwaltung und Repräsentation zur Verfügung gestellt werde. Die Senkung der

Klassenschülerhöchstzahl und auch das NÖ Schulmodell hätten sich negativ ausgewirkt

und würden eine Belastung des Budgets darstellen. Punkto Kindergarten forderte Huber

eine kostenlose Betreuung am Nachmittag. Zudem rief er auf, den Familien „alle mögli-

chen Förderungen“ zukommen zu lassen. Weiters vertrat er die Auffassung, dass ein

Kind die ersten drei Lebensjahre bei der Mutter verbringen sollte. Gemeinsam mit seinen

Fraktionskollegen brachte er einen Resolutionsantrag betreffend Wahlfreiheit bei der

Kinderbetreuung, ein. Weiters kam er auf die Kosten für Sprachförderung zu sprechen

und hielt fest, dass 16 Prozent der österreichischen Bevölkerung zugezogen seien.

Abgeordnete Karin   K a d e n b a c h   (SP) berichtete, dass es zurzeit rund 46.000 Kin-

der in ca. 1.120 Kindergärten in Niederösterreich gäbe. Rund 135 Millionen Euro würden

pro Jahr in den Betrieb der Kindergärten investiert. Die Kindergartenoffensive bringe bis

2010 rund 150 neue Kindergärten. Bei dem verpflichtenden Kindergartenjahr für Kinder

ab 5 Jahren habe Niederösterreich eine Vorreiterrolle übernommen. Sie erneuerte die

Forderung, auch in Niederösterreich einen kostenlosen Kindergarten am Nachmittag an-

zubieten. Durch den Ausbau der Kindergartenbetreuung könne man auch eine volkswirt-

schaftliche Rendite erreichen. Man brauche eine flächendeckende Kinderbetreuung um

die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu fördern. Abschließend brachte sie einen Re-

solutionsantrag betreffend kostenlose Nachmittagsbetreuung in den NÖ Landeskinder-

gärten ein.

Abgeordnete Marianne   L e m b a c h e r   (VP) betonte, dass das Bildungsbudget des

Jahres 2010 steige. Bildung sei ein wesentlicher Grundpfeiler für die Kinder und Jugend-

lichen, und Niederösterreich biete die beste Bildung vom Kindergarten über die Schule

bis zur Universität. Sie berichtete über das Kindergartengesetz 2006, die Verlängerung

der Öffnungszeiten, die Kürzung der Ferienschließzeiten und die Aktion „Englisch im



Kindergarten“. Man habe auch die Gruppenhöchstzahlen reduziert, weil in Niederöster-

reich die Zufriedenheit der Familien im Zentrum der Politik stünde. Die Öffnung der Kin-

dergärten für Zweieinhalbjährige habe ein Bauinvestitionsvolumen von 270 Millionen Eu-

ro ausgelöst. Bis jetzt seien 392 Gruppen geschaffen und 109 Landeskindergärten neu

gebaut worden. 98 Prozent der Eltern sagten, dass sie mit der pädagogischen Qualität in

den Landeskindergärten „sehr zufrieden“ bzw. „zufrieden“ sind.

Klubobmann Helmut   C e r w e n k a   (SP) merkte zum niederösterreichischen Schul-

modell an, dass man in zwei Jahren „die Realität sehen“ werde. Man stünde jetzt bereits

vor einer Weggabelung, denn auch in Niederösterreich gebe es viele Schulen, die an

dem neuen Modell der gemeinsamen Schule teilnehmen möchten. Weiters brachte er

mehrere Resolutionsanträge ein. Einen Resolutionsantrag betreffend Einsatz von Sozi-

alarbeiterInnen in Pflichtschulen, einen betreffend NÖ Schulstarthilfe und einen weiteren

betreffend Änderungen der Richtlinien für die NÖ Schülerbeihilfe. Bildung sei der Roh-

stoff der Zukunft, so Cerwenka abschließend.

Abgeordneter Karl   B a d e r   (VP) verwies auf die Aussage von Landeshauptmann-

Stellvertreter Sobotka, dass die Bildung auch in einer wirtschaftlich schwierigen Situation

einen Schwerpunkt im Budget einnehme. Er meinte, dass Niederösterreich eine Perspek-

tive in Richtung einer Schulverwaltungsreform aufgezeigt habe, da die Kompetenzvertei-

lung zwischen Ländern und dem Bund ein „Hemmschuh“ bei der weiteren Entwicklung

des Bildungswesens sei. Die Kompetenzen sollten in Richtung der Bundesländer ver-

schoben werden. Der Bund habe nur die „groben Rahmenbedingungen“ vorzugeben und

die Finanzierung der Schulgebäude zu übernehmen. In Niederösterreich strebe man eine

Begabtenförderung in jeder einzelnen Schule an.

Abgeordneter Ing. Franz   G r a t z e r   (SP) betonte, Forschung und Entwicklung haben

durch den Ausbau der Fachhochschulstandorte in Niederösterreich eine positive Ent-

wicklung erfahren. Weitere Schwerpunkte seien dabei auch das Forschungs- und Krebs-



therapiezentrum in Wiener Neustadt bzw. das ISTA in Klosterneuburg. Zu kritisieren sei

die viel zu geringe Forschungsquote in Niederösterreich, die laut Haushaltsvoranschlag

bei nur 1 Prozent liege. Entsprechend den internationalen Vorgaben wären aber For-

schungsausgaben von 3 Prozent des Budgets wünschenswert.

Klubobmann Gottfried   W a l d h ä u s l   (FP) erklärte, die vom Land Niederösterreich

durchgeführten sportlichen Aktivitäten und Initiativen seien stets vorbildlich. So werde

beispielsweise im Landessportschulrat sehr viel für den Sport gemacht. Sport sei in Nie-

derösterreich nicht nur „ein Wirtschaftsfaktor, sondern mache Spaß und sei gesund für

Körper, Geist und Hirn“. In diesem Zusammenhang brachte er zusammen mit seinen

Fraktionskollegen einen Resolutionsantrag betreffend die Anti-Dopingaktivitäten des

Landes Niederösterreich ein. Darin wird die Landesregierung aufgefordert, eine Exper-

tengruppe einzusetzen, die eine Antidopingkampagne sowie eine Strategie zur Bekämp-

fung von Doping im Breitensport erarbeitet. Er brachte einen weiteren Resolutionsan-

trag gemeinsam mit seinen Fraktionskollegen zum Thema Legionäre bei NÖ Sportverei-

nen ein. Darin wird die Landesregierung aufgefordert, im Interesse der Nachwuchsarbeit

der Sportvereine eine Regelung betreffend das Legionärswesen zu schaffen.

Abgeordneter Rupert   D w o r a k   (SP) meinte, der Breiten- und Spitzensport sei in Nie-

derösterreich mit 13 Millionen Euro im Landesbudget gut dotiert. Der Sport setze wichtige

Akzente für die regionale Wirtschaft beim Ausbau von Sportstätten. Zudem habe der

Sport für die Gesellschaft eine große Bedeutung, u. a. schaffe er eine Bindung quer

durch alle Schichten und Nationalitäten. Mittlerweile würden bereits 40 Prozent aller

Landsleute Sport betreiben. In diesem Zusammenhang brachte er gemeinsam mit dem

Abgeordneten Waldhäusl einen Resolutionsantrag betreffend Gutscheinaktion für Spor-

thelme über den Sportartikelfachhandel ein. Darin wird die Landesregierung aufgefordert,

eine Gutscheinaktion zum begünstigten Erwerb von Sporthelmen beim NÖ Sportfach-

handel zu schaffen.



Abgeordnete Erika   A d e n s a m e r   (VP) erklärte, dass in Niederösterreich die Fach-

hochschulen seit dem Jahr 1994 bestehen. Mittlerweile würden über 40 Fachhochschul-

Studiengänge angeboten. Heuer sei das Fachhochschulwesen mit 7,5 Millionen Euro im

Voranschlag budgetiert. Beim Filialstandort in Wieselburg sowie am Campus der FH

Krems seien Ausbauprojekte geplant. Auch die Pädagogische Hochschule in Baden

werde in den nächsten Jahren eine neue Gebäudeinfrastruktur erhalten.

Abgeordneter DI Willibald   E i g n e r   (VP) sagte, Niederösterreich sei im Bereich der

tertiären Bildung seinen eigenen Weg gegangen und habe die Bildungsstandorte in

Krems, Tulln, Klosterneuburg und Wiener Neustadt auf Basis von 15a-Vereinbarungen

zwischen Land und Bund erfolgreich ausgebaut. Am Campus in Tulln gebe es mittlerwei-

le mehrere Departments der Universität für Bodenkultur, ein Technologiezentrum für Fir-

men sowie ein Wissenschaftszentrum für Agrar- und Biotechnologie.

Abgeordneter Emil   S c h a b l   (SP) nahm zu den Berufsschulen Stellung. Hier sei in

Niederösterreich ein Standard geschaffen worden, der als Bekenntnis zur Lehre und zur

beruflichen Ausbildung zu werten sei. Die Institution Berufsschule sei aber in Zeiten rarer

Ausbildungsplätze neu zu positionieren. Die Standorte könnten mehr und besser genützt

werden.

Klubobmann Mag. Klaus   S c h n e e b e r g e r   (VP) informierte über den Status quo

beim Projekt MedAustron. Die meisten Protonenanlagen in Europa dienten der Augen-

medizin. Eine Kohlenstoffionenanlage gebe es derzeit aber nur in Japan. Damit sei die

Behandlung von Karzinomen an heiklen Stellen möglich, die mit der heutigen Radioonko-

logie nicht oder nur mit Gefahr durchgeführt werden könne. Das Potenzial liege bei 10

bis 15 Prozent aller Karzinompatienten in Österreich. Die Errichtungskosten lägen derzeit

bei 173 Millionen Euro, wobei ein Spielraum von 20 Prozent bis 210 Millionen Euro rei-

che. Break-Even wäre 2019. Bei einer Enquete im Herbst werden Fachleute den Landtag

über das Projekt informieren.



Abgeordneter Benno   S u l z b e r g e r   (FP) sprach zum Thema Forschung und Ent-

wicklung. Es sei notwendig, dass hier die entsprechende Dotierung gewährleistet seil.

Die Aufwärtsentwicklung von Forschung und Entwicklung in Österreich sei in Gefahr. Die

Umsetzung neuen Wissens bedeute Zukunft.

Abgeordneter Ing. Andreas   P u m   (VP) meinte zum Sportland Niederösterreich mit

seinen 260.000 aktiven SportlerInnen, damit werde auch eine hervorragende Sozial- und

Familienarbeit geleistet, die auch gesundheitspolitischen Aspekten Rechnung trage. 60

Prozent der ÖsterreicherInnen bewegten sich überhaupt nicht sportlich.

Abgeordneter Konrad   A n t o n i   (SP) beschäftigte sich mit der Schaffung eines tech-

nischen Ausbildungszweiges im oberen Waldviertel. Das Bildungsangebot beschränke

sich hier mit Ausnahme von Karlstein auf AHS und kaufmännische Bereiche. Das Aus-

pendeln nach Wien und Krems stelle eine große Hemmschwelle und eine Belastung der

Familienbudgets dar. Abschließend brachte er gemeinsam mit Abgeordnetem Ing. Huber

einen Resolutionsantrag betreffend Schaffung eines technischen Ausbildungszweiges

am Standort des Gmünder Schulzentrums ein.

Abgeordneter Anton   E r b e r   (VP) unterstrich die Fähigkeiten und Erfolge heimischer

Mannschaften insbesondere in Sportarten wie Handball, Volleyball und Damenfußball.

Ebenso erwähnte er die Paralympics bzw. die Special Olympics. Hinter den Erfolgen im

sportlichen Bereich stecke jahrzehntelange Arbeit sowie große Leistung. Bei Landesrätin

Bohuslav sei dieser Bereich gut aufgehoben; Niederösterreich sei im Sport Weltklasse.

Die Gruppe 2 wurde mit Mehrheit angenommen. Die Resolutionsanträge der Abgeordne-

ten Weiderbauer, Krismer-Huber, Petrovic u. a. (Gleiche Förderung für Privatschulen, die

SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf unterrichten), der Abgeordneten

Weiderbauer, Petrovic u. a. (Ausbildungsplätze für KindergartenbetreuerInnen), der Ab-

geordneten Ing. Huber, Waldhäusl, Königsberger u. a. (Wahlfreiheit der Kinderbetreu-

ung), der Abgeordneten Kadenbach (kostenlose Nachmittagsbetreuung in Landeskinder-



gärten), des Abgeordneten Cerwenka (SozialarbeiterInnen in Pflichtschulen), des Abge-

ordneten Cerwenka (NÖ Schulstarthilfe), des Abgeordneten Cerwenka (Änderung Richt-

linien NÖ Schülerbeihilfe), der Abgeordneten Waldhäusl, Königsberger, Ing. Huber u. a.

(Anti-Dopingaktivitäten des Landes), der Abgeordneten Waldhäusl, Königsberger, Ing.

Huber u. a. (Legionäre bei NÖ Sportvereinen), der Abgeordneten Dworak und Waldhäusl

(Gutscheinaktion für Sporthelme) und des Abgeordneten Ing. Huber (Schaffung eines

technischen Ausbildungszweiges am Standort des Gmünder Schulzentrums) wurden ab-

gelehnt.



Gruppe 3
Kunst, Kultur und Kultus

In der Gruppe 3 sind Ausgaben von 108,13 Millionen Euro und Einnahmen von 1,96 Mil-

lionen Euro vorgesehen.

Abgeordneter Emmerich   W e i d e r b a u e r   (G) bemerkte positiv, dass trotz der aktu-

ellen Wirtschaftskrise im Bereich Kunst, Kultur und Kultus ein Anstieg im Budget zu ver-

zeichnen sei. Besonders positiv falle auf, dass die Gelder nicht ausschließlich in den

Hochkulturbereich fließen würden. Zum „Nachdenken“ forderte er hinsichtlich des Som-

mertheaters auf. Weiters hielt er fest, dass seine Fraktion nicht gegen Volkskultur sei. Die

Landesausstellungen – speziell die diesjährige – bezeichnete Weiderbauer als „Superi-

dee“, allerdings seien Bestandsaufnahmen nach den Landesausstellungen wünschens-

wert. Den Anstieg der Filmförderung betrachte er ebenso als erfreulich. Wermutstropfen

seien hingegen die Entwicklung des Projekts Avalon, die Denkmalförderung oder auch

die Streichung der Presseförderung, durch die die Unabhängigkeit der Medien gefährdet

sei.

Abgeordneter Benno   S u l z b e r g e r   (FP) sprach von einer „eklatanten Erhöhung“

des Budgets gegenüber dem Jahr 2009 und auch den Vorjahren. Als lobenswert be-

zeichnete er, ähnlich seinem Vorredner, die Förderung der Musikausbildung bzw. der

Musikschulen sowie des Tonkünstlerorchesters. Gemeinsam mit seinen Fraktionskolle-

gen brachte er einen Abänderungsantrag betreffend Senkung des Budgetansatzes in

der Gruppe 3 ein. Auf Grund der Finanz- und Wirtschaftslage sollte das Geld in andere

Bereiche als die Kultur investiert werden, wobei Sulzberger speziell Bildung und For-

schung ansprach.

Abgeordnete Karin   K a d e n b a c h   (SP) merkte in Richtung ihres Vorredners an,

dass Kunst nicht in ein vorgegebenes Schema gepresst werden könne. Ihrer Meinung



nach entspreche die Dotierung des Kulturbudgets für 2010 nicht dem Anspruch. Es pas-

siere in Kunst und Kultur zwar viel, doch sei eine Entwicklung wünschenswert, die mehr

in Richtung Individualisierung der Künstlerinnen und Künstler gehe. Lob fand sie für die

Landesausstellungen, die für Niederösterreich „Einiges leisten“. Abschließend wünschte

sie sich eine Verbesserung der Lebensqualität der Künstlerinnen und Künstler sowie

mehr Transparenz in der Förderpolitik. Die FP forderte die Abgeordnete auf, Platz für

Auseinandersetzung zuzulassen. Für die Zukunft wünsche sie sich eine weitere Erhö-

hung des Budgetansatzes. Abschließend forderte Kadenbach eine getrennte Abstim-

mung diverser Budgetansätze.

Abgeordneter Jürgen   M a i e r   (VP) meinte, das vielfältige und weite Land Niederöster-

reich spiegle sich in einer vielfältigen und weiten Kulturpolitik wider. In Niederösterreich

habe die Kultur den Stellenwert, den sie braucht. Die Kultur bringe auch dem Tourismus

und den Regionen etwas, aber auch den historischen Gebäuden. Kultur lehre auch, Tole-

ranz zu üben. Die erste grenzüberschreitende Landesausstellung in Horn, Raabs und

Telc sei ein Musterbeispiel für die niederösterreichische Kulturpolitik. Die Landesausstel-

lung 2009, für die Investitionen in der Höhe von fast 25 Millionen Euro getätigt wurden,

lasse eine ganze Region aufleben. In wenigen Tagen könne man bereits den 100.000.

Besucher begrüßen.

Abgeordnete Erika   A d e n s a m e r   (VP) betonte, die Kultur sollte nicht als Spielwiese

für Ideologien genützt werden. In Niederösterreich werde trotz zentraler Einrichtungen in

der Landeshauptstadt auch die Kultur in den Landesvierteln nicht vernachlässigt. Der

Grundsatz der Vielfalt und der großen Spannbreite sei durchgängig umgesetzt, von der

Tradition bis zur Moderne. Kulturpolitik sei in Niederösterreich auch ein bedeutsamer Teil

der gesellschaftlichen Entwicklung.

Abgeordneter Ing. Martin   H u b e r   (FP) sprach über das NÖ Musikschulwesen. Mu-

sikausbildung sei wichtig für die Kinder, doch leider sei es in Niederösterreich notwendig,



„für die Musikausbildung tief in die Tasche zu greifen“. In Musikschulwesen gebe es drin-

genden Reformbedarf, forderte Huber „klare Regelungen für das Musikschulwesen“.

Klubobfrau Dr. Madeleine   P e t r o v i c   (G) brachte gemeinsam mit den Abgeordneten

Sulzberger, Kadenbach, Enzinger, Krismer-Huber und Weiderbauer einen Resolutions-

antrag betreffend Denkmalschutz in Niederösterreich ein. Für viele Denkmalschutzobjek-

te sei es „höchste Eisenbahn“. Das Land Niederösterreich sei unendlich reich an Kultur-

denkmälern und es gelte, einzigartige Denkmäler zu retten. Deswegen sei es unver-

ständlich, dass das Budget in diesem Bereich auf weniger als die Hälfte reduziert wurde.

Abgeordnete Ingeborg   R i n k e   (VP) berichtete über den Besuch einer Delegation des

deutschen Bundestages in St. Pölten. Im Bericht dieser Delegation werde die NÖ Kultur-

wirtschaft als ein „im deutschsprachigen Raum einmaliges Modell“ bezeichnet, das NÖ

Steuerungsmodell sei ein „innovatives Konzept“. Sie erklärte, die Kunstmeile in Krems

werde heute von allen Bürgern akzeptiert und sei mittlerweile ein wichtiges Aushänge-

schild der Stadt. Zudem habe sich durch die Donau-Universität die Atmosphäre in der

Stadt positiv entwickelt. Kürzlich wurde Krems mit einem internationalen Kulturpreis der

Europäischen Union für die  gelungene Restaurierung der Gozzoburg ausgezeichnet.

Abgeordneter Erich   K ö n i g s b e r g e r  (FP) verlangte u. a. mehr Budgetmittel für die

Heimatmuseen in den Gemeinden. Außerdem verlangte er „mehr Engagement des Bun-

des und des Landes bei der Kriegsgräberfürsorge“.

Abgeordneter Josef   E d l i n g e r   (VP) erklärte, jährlich würden in 136 Musikschulen im

ganzen Land Tausende Schüler unterrichtet. Das NÖ Musikschulwesen werde von 440

Gemeinden und dem Land Niederösterreich getragen. Dies sei mit ein Grund dafür, dass

Niederösterreich beim Bundesbewerb prima la musica so gute Ergebnisse erziele. Zahl-

reiche MusiklehrerInnen würden in den niederösterreichischen Kindergärten und Volks-

schulen zur musikalischen Früherziehung der Kinder beitragen. Die Schwerpunkte des

Landes im Bereich der Kultur seien dabei die Chorleiterausbildung, aber auch die Musik-



schulen und Kulturwerkstätten oder das Viertelfestival. Daneben würden auch das

Volksmusikfestival und  die kulturelle Regionalisierung neue Angebote für die Bevölke-

rung bieten.

Abgeordneter Ing. Franz   R e n n h o f e r   (VP) meinte, die Dorferneuerungsidee sei

schon zwei Jahrzehnte alt, aber trotzdem so aktuell wie nie zuvor. 250.000 Niederöster-

reicherinnen und Niederösterreich seien im ganzen Land für die NÖ Dorf- und Stadter-

neuerung aktiv. Ziel der NÖ Dorf- und Stadterneuerung sei es, den sozialen Zusammen-

halt sowie das Familiäre im ländlichen Raum zu fördern. Mittlerweile würden Leitbilder für

die Orte verfasst, wodurch Themendörfer mit neuen Entwicklungskonzepten entstehen.

Klubobmann Gottfried   W a l d h ä u s l   (FP) erklärte, die NÖ Dorf- und Stadterneue-

rung sei eine wichtige Initiative gegen das Greißlersterben und gegen die Abwanderung

in den Grenzregionen. Dabei würden die teilnehmenden Freiwilligen die Probleme erör-

tern und selbst versuchen, eine Lösung zu erzielen. Ein Miteinander von Vereinen, Bür-

gern und Gemeinde sei dabei selbstverständlich. In diesem Zusammenhang forderte er

„weniger Geld für umstrittene Kulturprojekte und mehr Förderungen für die NÖ Dorf- und

Stadterneuerung“.

Abgeordneter Otto   K e r n s t o c k   (SP) meinte, die NÖ Dorferneuerung feiere im Jahr

2010 ihr 25-jähriges Jubiläum. Die NÖ Dorferneuerung sei mittlerweile eine Bewegung

geworden, die eine Bürgerbeteiligung ermöglicht und das Selbstbewusstsein der Bevöl-

kerung steigert. Dabei werde die Identifikation mit dem eigenen Ort gesteigert und die

Lebensqualität verbessert. Für das Jahr 2010 seien beim Budgetvoranschlag für die NÖ

Dorferneuerung 3,2 Millionen Euro veranschlagt worden, für die Stadterneuerung 1,35

Millionen Euro.

Abgeordneter Anton   K a s s e r   (VP) betonte, die NÖ Dorferneuerung sei eine wichtige

Denkwerkstätte, von der viel Kraft ausgehe. Bei den Leitbildern, die im Zuge der NÖ

Dorferneuerung erstellt werden, würden viele Wünsche festgeschrieben, die im Laufe der



Jahre Schritt für Schritt verwirklicht werden. Engagierte Vereine und engagierte Men-

schen würden den Erfolg bei der NÖ Dorferneuerung garantieren.

Die Gruppe 3 wurde getrennt abgestimmt und mehrheitlich angenommen.

Der Abänderungsantrag des Abgeordneten Sulzberger mit seinen Fraktionskollegen

(Senkung des Budgetansatzes in der Gruppe 3) wurde abgelehnt, der Resolutionsantrag

der Abgeordneten Petrovic, Sulzberger, Kadenbach, Enzinger, Krismer-Huber und Wei-

derbauer (Denkmalschutz in Niederösterreich) wurde ebenfalls abgelehnt.

Die Beratungen zum NÖ Landesbudget 2010 werden morgen, Dienstag, 16. Juni 2009,

um 9 Uhr mit der Gruppe 4, Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung, fortgesetzt.


